Deutscher Naturschutzring - DNR
Stellungnahme der im DNR-Gesprächskreis Wasser zusammengeschlossenen Umweltverbände zum Entwurf (Stand 7. August 03) des Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser​schutzes 

Mit dem Artikelgesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasserschutzes greift die Bundesregierung eine Reihe von Elementen auf, die von den Umweltverbänden seit Jahren gefordert werden, wie naturnaher Hochwasserschutz, Nutzungsbeschränkungen für Landwirtschaft und ein Bebauungsverbot in Überschwemmungsgebieten. Dazu gehört auch die Bestimmung von überschwemmungsgefährdeten Gebieten nach HQ 200 mit entsprechenden Schutzbestimmungen, die der Schadensbegrenzung im Ernstfall dienen.

Die Flutereignisse von 2002 an der Elbe zeigten deutlich, dass die Hochwassergefahr bisher insgesamt deutlich unterschätzt wurde. Die Ereignisse weisen darauf hin, dass eine Wende und Wiedergutmachung in der Politik des Ausbaus der Flüsse und einer nicht verträglichen Nutzung und Bebauung der Auen dringend nötig ist. Wir begrüßen ausdrücklich die Intention des Artikelgesetzes, bessere Voraussetzungen zum Schutz natürlicher Rückhalteräume und zum ökologischen Hochwasserschutz insgesamt zu schaffen. Dazu ist jedoch eine klare Orientierung auf die Sicherung und Wiederherstellung aller möglichen Flächen in den potentiellen Überschwemmungsgebieten nötig. Das ist jedoch bisher, trotz z.T. guter gesetzlicher Möglichkeiten meist nicht der Fall. Deshalb sind weiter reichende Regelungen aufzunehmen, die Anlass geben, dass wirklich ein größerer Teil der jetzigen und ehemaligen Überschwemmungsflächen für die natürliche Retention gesichert bzw. zurückgewonnen wird.

Die Novellierung des WHG 1996 unter dem Eindruck der großen Rheinhochwasserereignisse, die den Schutz und die Rückgewinnung von natürlichen Retentionsflächen ausdrücklich forderte, hat jedoch gezeigt, dass das Gewicht des gesetzlichen Rahmens noch größer werden muss und eine klare Absicherung des Vorrangs für den Hochwasser- und Auenschutz nötig ist. Die Partikularinteressen vor Ort, insbesondere die auf bauliche Entwicklung gerichteten, konnten sich trotz des WHG von 1996 weitgehend ungehindert durchsetzen. Weiterhin wurden Flächennutzungspläne mit Baugebieten und anderen vor Hochwasser zu schützenden Einrichtungen aufgestellt und genehmigt. Hier ist eine generelle Überprüfung dringend nötig, sonst ist bis zum Abschluss der rechtlichen Ausweisung der Überschwemmungsgebiete wieder viel Substanz verloren. Die Sicherung und Rückgewinnung natürlicher Retentionsflächen droht auch beim Artikelgesetz wiederum ausgehöhlt zu werden. 
Für die Sicherung und Rückgewinnung bedeutsamer Flächen im Bereich des HQ 100 ist ein klarer Vorrang des Hochwasser- und Auenschutzes in der Raumordnung, Infrastruktur- und Verkehrsplanung nötig. Dieser Vorrang etwa auch vor Haus- und Wohneigentum ist nötig, damit die nötigen großangelegten Lösungen im natürlichen Hochwasserschutz ermöglicht werden. Für diese Lösungen ist außerhalb der geschlossenen Siedlungen die Möglichkeit des Rückbaus und der Verlegung von Bebauung und Verkehrsinfrastruktur zu prüfen.

Angesichts der Tatsache, dass die meisten Finanzmittel für Lösungen des technischen Hochwasserschutzes ausgegeben werden, fordern wir auch diesbezüglich eine Trendwende. Die Basis des Hochwasserschutzes sollte in Übereinstimmung mit den Zielen und Leitlinien der europäischen Wasserrahmenrichtlinie, auch für die „vom Wasser abhängigen Landökosysteme“, d.h. Auen und Feuchtgebiete, der natürliche Rückhalt in den Auen, Feuchtgebieten und Fließgewässern sein. Vor der Umsetzung technischer Lösungen sind die Möglichkeiten natürlichen Rückhaltes zu prüfen. Ist ein natürlicher Rückhalt möglich, ist diesem der Vorzug vor technischen Lösungen zu geben.

Die Deiche, die zum Hochwasserschutz errichtet wurden und werden, ermöglichen nach derzeitiger Rechtslage, dahinter uneingeschränkt zu bauen. Ein sofortiges prinzipielles Bebauungsverbot in überschwemmungsgefährdeten Gebieten außerhalb der geschlossenen Bebauung würde Flächen vor dem Termin der rechtlichen Ausweisung sichern. Potentielle Hochwasserrückhalteflächen (HQ 100-Flächen außerhalb geschlossener Bebauung) bedürfen der rechtlichen Sicherung als Überschwemmungsgebiete mit allen im Artikelgesetz vorgesehenen Nutzungseinschränkungen. Ansonsten bleibt das Anliegen des Gesetzes, wesentliche Verbesserungen im Hochwasserschutz zu erreichen, eine Illusion. Im Einzelfall muss auch die Aufgabe von derzeitiger Bebauung möglich sein. Letztendlich geht es beim Hochwasserschutz auch um die vorsorgende Abwendung von Gefahren für Leib und Leben. Auch in dieser Hinsicht ist nach Auffassung der Umweltverbände ein Hochwasser in – auf den Wechsel von Hoch- und Niedrigwasser angewiesenen – möglichst naturnahen Auengebieten der Überflutung eng besiedelter Innenstadtbereiche vorzuziehen. 
Für die Bundeswasserstrassen ist nicht nur die bloße Hochwasserneutralität von Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen von Bedeutung, es ist auch zu fordern, dass dadurch die Auen in ihrer ökologischen Qualität und Artenvielfalt (als Element des ökologischen Hochwasserschutzes) nicht gefährdet werden dürfen. Das ist auch aus der Wasserrahmenrichtlinie und dem Naturschutzgesetz abzuleiten. Weitergehend ist in ein zukunftsweisendes Artikelgesetz für Hochwasserschutz auch im Zusammenhang mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie der bisherige Ausbau auf seine Folgen für die natürliche Retention zu prüfen. Laufverkürzung, Begradigung, Aufstau und vor allem Abtrennung von Retentionsflächen haben die Hochwassergefahr so verstärkt, dass die durch Maßnahmen andernorts meist kaum mehr in diesem Umfang ausgleichbar sind. Deshalb sind die bisherigen Ausbau-Maßnahmen an den Bundeswasserstrassen auf den Prüfstand zu stellen. Die Mittel und das große Personalreservoir der Bundeswasserstraßenverwaltung sind in Zukunft verstärkt für die Prüfung und Realisierung der Möglichkeiten des Rückbaus oder Teil-Rückbaus von hochwasserrelevanten Eingriffen zu verwenden (Rückbau von Verbauungen, Absenken von Stauzielen, Anschluss von Auen und Altwässern).
Auch außerhalb der Bundeswasserstraßen sind bisherige Verbauungen und Auenabtrennungen auf den Prüfstand zu stellen. Das Artikelgesetz, muss in der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie die Länder zur Überprüfung bisheriger Verbauungen und Abtrennungen von Überschwemmungsgebieten verpflichten.

Neben dem Hochwasserschutz an Flüssen und Auen ist für einen ganzheitlichen ökologischen  Hochwasserschutz der Hochwasserschutz in der Fläche von zentraler Bedeutung. Unverzichtbare Elemente eines ganzheitlichen ökologischen Hochwasserschutzes sind: 

· die Sicherung und Wiederherstellung von Mooren und Feuchtgebieten, 
· der Stopp der zunehmenden Versiegelung und die Umkehrung dieses Trends, 
· die an Regenrückhalt und Erosionsvermeidung orientierte Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstlich genutzter Flächen, insbesondere in Hanglagen, sowie

· naturnahe Wälder und Wiesen.

Besonders im Bereich der Berge, die im Vergleich zum Flachland durchschnittlich doppelt so viele Niederschläge bewältigen müssen, ist eine naturnahe Waldbewirtschaftung von Bedeutung, um eine optimale Speicherfähigkeit der Bodenschicht, Bodenvegetation und der Baumvegetation zu erhalten. Durch ergänzende Gesetzesvorschriften ist darüber hinaus sicherzustellen, dass der aus den Auen verdrängte Ackerbau nicht in anderen Gebieten, insbesondere an den Talhängen zu einem verstärkten Umbruch der Wiesen führt.
Im WHG sollten an geeigneter Stelle (§ 1 WHG) Begriffsdefinitionen eingebaut werden, z.B. Gewässer, Aue, Überschwemmungsbereich, potenziell natürlicher Gewässerzustand, potenziell natürlicher Abfluss usw., um ein einheitliches Verständnis zu den Begriffen zu ermöglichen. Für den Limnologen gehört z.B. die Aue als Kompartiment unlöslich zum Fließgewässer dazu. 
Zu den einzelnen Punkten:
Artikel 1

Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes

§ 18 a

Die Streichung von „Pflicht und Pläne“ folgt der Logik des Gesetzaufbaus und kann so akzeptiert werden. 
Allerdings halten wir die Abwasserpläne, die bei der 7. Novelle WHG aus dem WHG § 18a (3) gestrichen wurden nach wie vor für ein geeignetes Instrument wasserwirtschaftlicher Planung.

§ 18a(2) Satz 2

verweist auf den mittlerweile gestrichenen Artikel 3. Die Streichung ist daher logisch.

Die Möglichkeit der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht an Dritte seitens öffentlich rechtlicher Körperschaften in § 18a (2) Satz 3 und (2a) sollte nach Auffassung der Umweltverbände abgeschafft werden.

§ 19a (2) 2. – 2. Halbsatz
Hier ist die Änderung nicht begründet. Die Ausweisung der wassergefährdenden Stoffe durch eine andere Verordnung ändert die Sachlage nicht. Das WHG muss weiterhin klarstellen, wodurch „wassergefährdende Stoffe“ in Rohrleitungen definiert sind.

§ 19e (2) Änderung 3. Satz
Streicht den Verweis auf weggefallene Bestimmungen. Kein Einwand.

Der nach § 19g Abs. 1 Satz 1 eingefügte Satz spezifiziert die Gewässerschutzanforderungen bezüglich Trinkwasser und Hochwasserschutz und ist daher zu begrüßen. Hier fehlt allerdings der Verweis auf die Hochwasserschutzpläne, d.h. das für überschwemmungsgefährdete Gebiete nach HQ 200 zu gewährleistende Schutzniveau. Alternativ wäre es möglich (bzw. vorzuziehen) die notwendige Verbindung von Hochwasserschutzplan und überschwemmungsgefährdeten Gebieten im § 31c oder 31d hinreichend zu verankern. 
WHG – Vierter Abschnitt Hochwasserschutz

§ 31a Grundsätze des Hochwasserschutzes

§ 31 a (1)

Hier bedarf es einer weiterführenden Klarstellung. Die Einzugsgebiete sind als Ort der Hochwasserentstehung mitzubetrachten 
Textvorschlag hierzu:
(1) Oberirdische Gewässer und ihre Einzugsgebiete sind so zu bewirtschaften, dass so weit wie möglich Hochwasser zurückgehalten und der Entstehung von Hochwasserschäden vorgebeugt wird.

Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt werden können oder deren Überschwemmung dazu dient, Hochwasserschäden zu mindern, sind nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnitts als Überschwemmungsgebiete zu schützen. 
Die Rückgewinnung ehemaliger Überschwemmungsgebiete zur Vergrößerung der Wasserrückhaltevolumina in den Auen ist ein zentraler, wenn nicht der zentrale Lösungsansatz für einen vorbeugenden Hochwasserschutz. Zudem würde dadurch eine Vergrößerung der Flächen der Überflutungsauen erreicht und damit ein Beitrag zum Schutz und zur Entwicklung der artenreichsten Ökosysteme Mitteleuropas geleistet.

Die Aufnahme des Grundsatzes der Rückgewinnung ehemaliger Überschwemmungsgebiete in den § 31a Abs. 1 WHG ist daher aus Sicht des DNR unverzichtbar.

§ 31 a (2) und (3)
Stärken den Gedanken der eigenen Vorsorge und der rechtzeitigen Warnung. 

Die Definition der Überschwemmungsgebiete § 31b (1) entspricht inhaltlich den Vorgaben des bisherigen § 32 (1). 
Der naturnahen Entwicklung von Gewässer und Aue ist Vorrang vor technischen Maßnahmen des Hochwasserschutzes einzuräumen,

Daher ist als 2. Satz einzufügen: 

Grundlage des Hochwasserschutzes ist der natürliche Rückhalt in der Fläche, im Fluss und in den Überschwemmungsgebieten. Vor der Umsetzung technischer Lösungen sind die Möglichkeiten natürlichen Rückhaltes zu prüfen. Ist ein natürlicher Rückhalt möglich, ist diesem der Vorzug vor technischen Lösungen zu geben.

§31 (2) ist strenger zu fassen, weil ohne restriktive Bestimmungen viele Kommunen nur einen geringen Teil des Rückhalteraumes nach HQ 100 als Überschwemmungsgebiete (und damit nicht Bauland) akzeptieren würden: „Durch Landesrecht werden spätestens bis zum (…) als Überschwemmungsgebiete Gebiete außerhalb geschlossener Bebauung festgesetzt, in denen ein Hochwasserereignis ohne Deich statistisch  mindestens einmal in hundert Jahren zu erwarten wäre (Bemessungshochwasser). Bis zur rechtlichen Ausweisung gilt für die entsprechenden Vorschriften nach dem Prinzip der Sicherung und Vorsorge die wasserwirtschaftliche Bemessung als Grundlage der sofortigen Umsetzung der Einschränkung neuer Bauleitpläne.

Die Bestimmung der von den Ländern zu erlassenden Vorschriften (1. Aufzählung nach § 31b (2) ist zu ergänzen durch: 
2. der Anpassung der Nutzungen an die natürlichen Funktion der Aue,

3. der Freihaltung von Bebauung, 

der bisherige Punkt 3. „zum Erhalt oder zur Rückgewinnung natürlicher Rückhalteflächen“ zu erweitern um „insbesondere durch Deichrückverlegung“

Eine Begrenzung dieser Vorschrift auf Veränderungen des Wasserabflusses genügt nicht, weil vorbeugender Hochwasserschutz nur durch eine Verbesserung des Wasserrückhalts zu erreichen sein wird.

Die Nummerierung wäre entsprechend anzupassen. 

Die Bestimmung, Überschwemmungsgebiete nach 31b(3) vom Ackerbau freizuhalten findet die ausdrückliche Zustimmung der Umweltverbände (ausführliche Begründung vgl. NABU-Stellungnahme).
Die Ausnahmebestimmung „außerhalb der Abflussbereiche“ erscheint unterschiedlich interpretierbar und ist daher zu streichen. Die Ausbringung von Düngemitteln und Pestiziden muss auf allen Überschwemmungsflächen unterbleiben. 

Zu § 31b (4)

Der Umweltverbände begrüßen, dass in Überschwemmungs​gebieten, keine neuen Baugebiete ausgewiesen werden sollen. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass bereits  die Vorschriften des alten WHG ausgehöhlt wurden und nach (2) deshalb ein sofortiger Stopp der Ausweisung neuer Baugebiete nötig ist. Unter (4) ist noch klarzustellen:

Bereits vor der rechtlichen Ausweisung der Überschwemmungsgebiete gelten diese Vorschriften zur Vorsorge für die wasserwirtschaftlich ermittelten Überschwemmungsgebiete, die außerhalb geschlossener Bebauung liegen und ohne Deich einmal in 100 Jahren überschwemmt würden. 

Die Bindung der behördlichen Genehmigung von Baumaßnahmen an die Auflagen des Satzes 3 ist notwendig.

Zu § 31b (5) 

Der DNR hält die Übergangsregelung, nach der die baurechtlichen Restriktionen in Überschwemmungsgebieten bedingt auch schon vor deren rechtskräftiger Festsetzung gelten, für notwendig.

§ 31b (6) entspricht im Wortlaut dem ehemaligen § 32 (2) und wird von der Zielsetzung her vom DNR ausdrücklich unterstützt. Allerdings entfaltete die Regelung angesichts starken Nutzungsdrucks nur sehr eingeschränkte Wirksamkeit in der Umsetzung. Ohne verstärkte Anstrengungen der Länder, zusätzliche Überschwemmungsflächen bereitzustellen, bleibt das Anliegen des Artikelgesetzes insgesamt ein guter Wunsch. Hier kann nur eine verbindliche Regelung bzw. ein verbindlicher Regelungsauftrag an die Länder zur Sicherung vorhandener und zur Schaffung zusätzlicher Überschwemmungsflächen Abhilfe schaffen. 
Für die in § 31c bestimmten überschwemmungsgefährdeten Gebiete fehlt der direkte Bezug zum Hochwasserschutzplan. Hier ist mindestens das statistisch einmal in 200 Jahren auftretende Hochwasser als Bemessungshochwasser anzusetzen, damit die Hochwasserschutzpläne nach § 31d direkt darauf Bezug nehmen. 
Auch in überschwemmungsgefährdeten Gebieten ist die Bebauung und die landwirtschaftliche Nutzung entsprechend des Hochwasserrisikos bzw. zur Ermöglichung späterer Maßnahmen zum Hochwasserschutz – wie der Deichrückverlegung – einzuschränken.

Für überschwemmungsgefährdete Gebiete empfiehlt wäre eine analoge Regelung zu § 31b  Abs. 2 WHG vorzusehen, nach der auch überschwemmungsgefährdete Gebiete binnen einer 5-Jahres-Frist landesrechtlich festzusetzen sind.  

Hochwasserschutzpläne § 31
stellen ein wichtiges Instrument der Vorsorge dar. Angesichts der katastrophalen Folgen der  Extremhochwässer 2002 in den kleineren Fließgewässern scheint den Umweltverbänden die Einbeziehung des maximalen Gebietsabflusses bei den Hochwasserschutzplänen angeraten, um im Ernstfall das Schlimmste zu verhindern. Dazu gehört auch eine Gefahrenabschätzung, welche Gebäude bei einem Dammbruch wie schnell wie hoch unter Wasser stehen. Mit schlammigem Wasser vollgelaufene Keller sind sicherlich ein ärgerliches, stinkendes Schadensereignis. Bei (Wohn-)Gebäuden, die bei einem Dammbruch innerhalb von Minuten mehrere Meter unter Wasser wagen die Naturschutzverbände in der Tat die Frage, ob hier ein geeigneter Standort gewählt wurde.    
In dem Artikelgesetz fehlen weitergehende Bestimmungen zur Hochwasservorsorge. 

Es wäre deshalb zu fordern, z.B. in den § 31a (oder an anderer Stelle) einen Absatz über die Nutzung von Grundstücken im Einzugsbereich der Hochwasser – Entstehungsgebiete einzufügen. Dieser Absatz sollte in etwa folgende wichtigste Formulierung enthalten:      

„In den Hochwasser – Einzugsbereichen sind die Grundstücke – insbes. die Wälder – so zu bewirtschaften, dass in ihrem Boden möglichst viel Wasser gespeichert und so Hochwasserschäden so weit als möglich vermieden bzw. vermindert werden können.“  

(nähere Ausführungen im Papier von Georg Meister FUE-AK Wälder).

§ 31d (1) Satz 3 sollte hinter „Wiederherstellung von Auen“ die Erläuternde Ergänzung „mit naturnaher Wasserstandsdynamik“ eingefügt werden, um das Entwicklungsziel klarzustellen.
§ 32 
Die vorgesehene Zusammenarbeit beim Hochwasserschutz von Ländern und Staaten in den Flussgebietseinheiten ist uneingeschränkt zu befürworten.

Artikel 2 Änderung des Baugesetzbuches
Die im Baurecht angestrebten Verbesserungen werden von den Umweltverbänden insgesamt begrüßt, sie sollten jedoch deutlich weiter gehen. Hier scheinen uns große Schadensvermeidungspotentiale zu liegen.

Die Umweltverbände halten weiterführende Änderungen des BauGB für notwendig.

Ergänzung des § 1a BauGB

Absatz (2) ist durch einen neuen Satz 3 zu ergänzen: „Die Vermeidung von Bebauung in Gebieten außerhalb geschlossener Bebauung, die ohne Deiche bei einem hundertjährigen Hochwasserereignis überschwemmt würden.“

Im Zuge Gesetzgebungsverfahrens zum Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) fordert der DNR die Neu-Aufnahme einer Regelung, nach der Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten grundsätzlich unzulässig sein sollten. Der DNR schlägt hierzu die Einfügung (Einfügen als Abs. 4 in § 1a BauGB g.F.; bzw. einfügen als § 1a Abs.2 Satz 3 EAG Bau) folgenden Grundsatzes vor:

Umnutzungen in Überschwemmungsgebieten, soweit dadurch der Hochwasserabfluss oder der Hochwasserrückhalt beeinträchtigt werden könnte, sind unzulässig.
Der nach § 5 Abs. 4 eingefügte Absatz 4a bedarf einer weiterführenden Bestimmung hinsichtlich des vorbeugenden Hochwasserschutzes  

„(4a) Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind nachrichtlich zu übernehmen.

Das Einzugsgebiet eines oberirdischen Gewässers ist von den Hochwasserschutzzielen entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten. Dem vorbeugenden Hochwasserschutz widersprechende Darstellungen und Festsetzungen im Flächennutzungsplan sind zugunsten der vorrangigen Sicherung der Überschwemmungsgebiete als natürliche Rückhalteräume zurückzunehmen. 

Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 5 Satz 1 sowie überschwemmungsgefährdete Gebiete im Sinne des § 31c des Wasserhaushaltsgesetzes sind im Flächennutzungsplan zu vermerken. Sie sind insbesondere bei kleinen Einzugsgebieten mittels geeigneter Niederschlagsabflusssimulationsverfahren zu ermitteln.“

§ 6 ist durch einen neuen Satz 7 zu ergänzen: „Bauleitpläne, die nach dem 12.11. 1996 für Flächen, die bei einem hundertjährigen Hochwasser ohne Deich außerhalb der geschlossenen Bebauung überschwemmt würden, die zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht im Zustand eines rechtsgültigen Bebauungsplanes sind, sind im Sinne des Hochwasserschutzes und des Schutzes von natürlichen Retentionsflächen im Sinne des WHG zu überprüfen. Diesen Bestimmungen entgegenstehende Flächennutzungspläne sind gegebenenfalls zurückzunehmen.“

§ 9 Abs. 1 Nr. 16 wird wie folgt gefasst:

a) die Wasserflächen sowie die Flächen ........... für die Regelung des Wasserabflusses,
b) die Flächen für den vorbeugenden Hochwasserschutz

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 26 wird eingefügt:

Nr. 27 für einzelne Flächen oder Bebauungsplangebiet oder Teile davon sowie für Teile baulicher Anlagen

a) die Niederschlagswasserbeseitigung durch Versickerung und Verrieselung

b) Regenwasserrückhaltung. 
Fassung des nach § 9 Abs. 6 einzufügenden Absatz 6a:

„(6a) Festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind nachrichtlich zu übernehmen. Dem vorbeugenden Hochwasserschutz widersprechende Darstellungen und Festsetzungen im Bebauungsplan sind zurückzunehmen, sofern die Nutzungen noch nicht vorhanden sind und die Gemeinde im Verfahren zur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes nicht widersprochen hat. Für vorhandene bauliche Nutzungen und nicht zurückgenommene widersprechende Darstellungen und Festsetzungen ist die Hochwassergefährdung darzustellen. Noch nicht festgesetzte Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 31b Abs. 5 Satz 1 sowie überschwemmungsgefährdete Gebiete im Sinne des § 31 c des Wasserhaushaltsgesetzes sollen im Bebauungsplan vermerkt werden.“

Ergänzung des § 24 BauGB:  Vorkaufsrecht der Gemeinden in Überschwemmungsgebieten

In Überschwemmungsgebieten sollten Gemeinden ein Vorkaufsrecht haben. Der DNR empfiehlt daher neu einzufügen: 

§ 24 Abs. 1 Nr. 7 einfügen:  ... 7. in einem Überschwemmungsgebiet.
Änderung des § 34 Abs. 1 Satz 3

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sollten künftige Bauvorhaben, soweit sie zugleich in einem Überschwemmungsgebiet geplant sind, und den Hochwasserabfluss, die Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen können, unzulässig sein. Der DNR empfiehlt daher in § 34 Abs. 1 den folgenden 3. Satz neu einzufügen:

§ 34 Abs. 1 Satz 3 neu einzufügen: Ein Vorhaben in einem Überschwemmungsgebiet, soweit es den Hochwasserabfluss, den Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen kann, ist unzulässig.

Als § 35 Abs. 3 Satz 4 hinzufügen: 
Vorhaben nach den Absätzen 1 und 2 in Überschwemmungsgebieten, soweit sie den Hochwasserabfluss, den Hochwasserrückhalt oder die Hochwasservorsorge beeinträchtigen können, sind unzulässig.
„§ 246a Überschwemmungsgebiete, überschwemmungsgefährdete Gebiete

Anlässlich der Neubekanntmachung eines Flächennutzungsplans nach § 6 Abs. 6 

sind die in § 5 Abs. 4a bezeichneten Gebiete nach Maßgabe dieser Bestimmung nachrichtlich zu übernehmen und zu vermerken.
Artikel 3 Änderung des Raumordnungsgesetzes
weiterführender Änderungsvorschlag der Umweltverbände zu

§ 2 des Raumordnungsgesetzes vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2081) 

In Absatz 2 Nr. 8 Satz 7 werden am Ende folgende Wörter eingefügt:

„ insbesondere durch die Rückverlegung von Deichen. Die natürliche Gewässerentwicklung hat Vorrang vor technischen Maßnahmen des Hochwasserschutzes.“

Absatz (2), Satz 8 ist zu ergänzen: „Die Flächen außerhalb geschlossener Bebauung, die bei einem hundertjährigen Hochwasser ohne Deich überschwemmt würden (ehemalige Überschwemmungsgebiete), sind von Bebauung freizuhalten.“

die Änderung des § 7 des Raumordnungsgesetzes 

1. Dem Absatz 2 Nr. 2 wird folgender Buchstabe d angefügt:

„d) Freiräume für oberirdische Gewässer und ihre Überschwemmungsgebiete zur Gewährleistung des vorbeugenden Hochwasserschutzes,“

Die vorgeschlagene Änderung des §7 Absatz 3 Nr. 4 wird für erforderlich erachtet. 
Artikel 4 Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes
Die vorgeschlagenen Änderungen des Bundeswasserstraßengesetzes sind notwendig, aber für eine wirkliche Verbesserung der Hochwasserschutzlage insgesamt nicht ausreichend.

Die Forderung nach Hochwasserneutralität bei Wasserstraßen genügt nicht - 
die Senkung der Hochwasserstände ist erforderlich! 
Der Entwurf des Artikelgesetzes verlangt die Hochwasserneutralität von Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen. Das ist entschieden zu wenig und nicht zukunftsfähig!! 

Auch das Bundesverkehrsministerium muss beim Hochwasserschutz in die Pflicht genommen werden! 

Es bedarf eines Paradigmenwechsels: Nicht die Beschleunigung des Wasserabflusses, sondern die Entschleunigung bei gleichzeitiger Erweiterung der Retentionsräume ist erforderlich! 

Angesichts der Tatsache, dass gerade der Wasserstraßenausbau in der Vergangenheit zur Begradigung und Laufverkürzung der Flüsse (60km allein an der deutschen Elbe, 55 km an der Tschechischen Elbe), damit auch zur Einengung von Überflutungsräumen und zur Verschärfung von Hochwasserrisiken geführt hat, müssen die Maßnahmen deutlich weitergehen:

Rückbau statt Ausbau: d.h. Flussläufe "entgradigen", zumindest die Altarme wieder an den Hauptstrom anschließen, um das Hochwasser frühzeitig in die Auen zu lenken. Dies ist nicht nur für die Hochwasservorsorge, sondern auch für die Dürrevorsorge notwendig. Auen wirken als Wasserspeicher und damit ausgleichend für den Landschaftswasserhaushalt - doppelter Nutzen!!!   

Keine weiteren Eintiefungen der Flusssohlen! Kein weiterer Wasserspiegelverfall, da dadurch Auen langfristig für den Hochwasserschutz verloren gehen. Stattdessen muss die Tiefenerosion naturverträglich bekämpft, und - soweit möglich - wieder rückgängig gemacht werden.

Die Ufer, vor allem an Innenkurven, sind zu entsiegeln, statt sie durch Verbau zu glätten. Das Zulassen natürlicher Dynamik und natürlicher Strukturen führt zu einer Aufrauhung. Rauhe Strukturen wirken als Bremsen.   

Ziel muss die Entschleunigung des Wasserabflusses und vor allem die Senkung der Hochwasserstände sein. Mit purer Hochwasserneutralität gibt es keine Entwarnung!      
Die Umweltverbände erachten es daher als dringend erforderlich, dass die Änderungen im Bundeswasserstraßengesetz der gestiegenen Bedeutung des Hochwasserrückhalts Rechnung tragen. Dazu müsste der Grundsatz des Wasserrückhalts und der Minderung der Abflussgeschwindigkeiten im Hochwasserfall explizit an den betreffenden Stellen des Gesetzes (§ 8 Abs. 1 Satz 4  und § 12 Abs. 7 WaStrG) festgeschrieben werden.

Zu fragen ist, ob eine nationale Fluss-/Gewässerbehörde mit entsprechenden Kompetenzen ohne die Aufsplittung nach Bundesländer-Grenzen die Betrachtung der Gewässer/Flusseinzugsgebiete sowohl gemäß der EG-Wasserrahmenrichtlinie, als auch hinsichtlich des Hochwasserschutzes die Probleme umfassender betrachten würde. Hier wäre zumindest bei Wasserstraßenplanungen eine Einvernehmensregelung mit einer geeigneten natur- und umweltbefassten Bundesbehörde vorzusehen.
§ 12 Absatz (7) Erweiterungsvorschlag: 

„Ausbau oder Neubaumaßnahmen werden so durchgeführt, dass negative Auswirkungen auf den Hochwasserschutz und die Erhaltung, Rückgewinnung und Renaturierung von Auen und Überschwemmungsgebieten vermieden werden.“ 

Wichtig ist dabei, dass der Hochwasserschutz nicht nur weitere Verschlechterung verhindern soll, sondern der Ausbau die Möglichkeiten der natürlichen Retention und die ökologische Vielfalt in den Auen auch z.B. durch Veränderungen der Grundwasserstände nicht verhindern oder beeinträchtigen sollte. 

Einfügen eines neuen Artikels 
„12a Allgemeine Vorschriften über Rückbau“

In diesem Artikel wären unter dem Aspekt des Hochwasserschutzes und des natürlichen Rückhaltes auch die Anforderungen der WRRL für den „guten ökologischen Zustand“ oder zumindest das „gute ökologische Potential“ zu fassen.

(1) Bisherige Ausbaumaßnahmen an und in Bundeswasserstrassen sind auf ihre Auswirkungen auf den Hochwasserschutz und den natürlichen Rückhalt zu untersuchen. Dabei ist sowohl der Ausbau im Fluss und Flussverlauf und an den Ufern, als auch die Auswirkung auf das ehemalige Retentionsgebiet (Abtrennung) insbesondere dahingehend zu betrachten, ob dieser Ausbaugrad für den Nutzungszweck erforderlich ist.

(2) Aus diesen Untersuchungen sind Pläne zu erstellen, wie unter Beibehaltung des Nutzungszwecks Schifffahrt die natürliche Retention in den Flüssen verbessert werden kann und ehemalige Überschwemmungsgebiete wieder zurückgewonnen werden können.

§ 13 Abs. 1 Satz 2 WaStrG 

In der Vorschrift sollte der Belang des Hochwasserschutzes explizit Erwähnung finden.

§ 13 Abs. 1 Satz 2 WaStrG neu: Bei der Bestimmung der Linienführung sind die vom Vorhaben berührten öffentlichen Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit und des Hochwasserschutzes im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen.

§ 14 Abs. 3 WaStrG

Entsprechend der Empfehlung zu § 4 WaStrG sollten die Belange des Naturschutzes und des Hochwasserschutzes auch in § 14 WaStrG unter Absatz 3 Satz 1 erwähnt werden.

Der NABU empfiehlt folgende Neufassung des § 14 Abs. 3 WaStrG: Soweit das Vorhaben Belange der Landeskultur, des Naturschutzes, des Hochwasserschutzes oder der Wasserwirtschaft berührt,...... 
§ 14 Abs. 4 WaStrG neu einfügen:

Die bisher gängige lediglich abschnittsweise Betrachtung und Bewertung der Hochwasserrelevanz von planfeststellungsbedürftigen Maßnahmen wird dem Anliegen des Hochwasserschutzes nicht gerecht, weil die Auswirkungen des Gesamtvorhabens nicht ausreichend berücksichtigt werden. Daher muss eine übergreifende Betrachtung des Gesamtvorhabens mit seinen hochwasserrelevanten Auswirkungen auf den gesamten Flussverlauf rechtlich festgelegt werden. Bisher wird die Umweltverträglichkeit immer noch in Planfeststellungsabschnitten beurteilt. Die zu beurteilende Maßnahme muss über den räumlichen Abschnitt hinaus für das ganze Flusssystem die Belange des Hochwasserschutz (und natürlich auch des Naturschutzes) berücksichtigen. Es sollte gewährleistet sein, dass spätestens bei Auslegung der Unterlagen zum ersten Planfeststellungsabschnitt die negativen Auswirkungen des gesamten Ausbauvorhabens auf das Flusssystem bekannt sind.  Der NABU empfiehlt daher folgende Ergänzung des § 14 WaStrG: 

Als neuen § 14 Abs. 4 WaStrG einfügen:
Bei Vorlage der Unterlagen für den ersten Planfeststellungsabschnitt des Ausbau- oder Neubauvorhabens ist eine abschnittsübergreifende Beurteilung der Auswirkungen des Gesamtvorhabens auf den Hochwasserschutz den auszulegenden Unterlagen beizufügen.

Zu § 35 Abs. 1 WaStrG

Die Umweltverbände begrüßen die Einführung eines Wasserstands- und Hochwassermeldedienstes durch die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes.

Zu prüfen wäre, ob die in § 35 Abs. 1 vorgesehene unbedingte Verpflichtung zur Eisbekämpfung mit einem Bezug zum Hochwasserschutz versehen werden, da zwar einige Flutereignisse auf Eisgang zurückzuführen waren, aber bei weitem nicht alle Vereisungen von Bundeswasserstraßen (z.B. Seen und seeartige Erweiterungen, Kanäle) zu einer Erhöhung des Hochwasserrisikos führen. 

Artikel 5 Änderung des Gesetzes über den Deutschen Wetterdienst
Kein Einwand. Unmittelbar kein Änderungsbedarf ersichtlich. 

Artikel 6 Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Notwendige Folgeänderung.
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